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VARIANTEN DIGITALER DEMOKRATIE –
EINE EINFÜHRUNG IN DEN SCHWERPUNKT

tie zu sein. Allerdings gilt dies nicht un-
eingeschränkt (Lindner 2007, S. 55 ff.). 
Zum einen gibt es immer noch eine 
Kluft zwischen Nutzern und Nicht-
nutzern des Internets (Riehm/Krings 
2006). Politische Angebote im Inter-
net sind nur dem internetnutzenden 
Teil der Bevölkerung zugänglich. Zum 
anderen gibt es auch im Internet nicht 
nur die eine Internet- bzw. Netzöffent-
lichkeit, sondern eine Vielzahl von Teil-
öffentlichkeiten, die sich z.B. durch 
kulturelle Praktiken oder Sprachcodes 
abgrenzen oder auch über formelle Zu-
gangsbarrieren (z.B. Passwörter, Com-
munitybildung und geschlossene Mai-
linglisten) abschotten.

Folgt man den vorliegenden, wenn 
auch teilweise im methodischen Vor-
gehen nicht völlig befriedigenden in-
ternationalen Studien zur Digitalen 
Demokratie und zu E-Partizipation 
(vor allem UNDESA 2008 und deren 
Vorläuferstudien, aber auch Albrecht 
et al. 2008, S. 60 ff.), zählen zu den 
Vorreiterländern staatlicher Angebote 
der Digitalen Demokratie die Länder 
der anglofonen Welt (einschließlich 
Kanadas, vgl. den Beitrag von Lindner 
in diesem TAB-Brief), des baltischen 
Raums (z.B. Dänemark und Estland) 
sowie in Ostasien (insbesondere Süd-
korea). Ferner sind vor allem auf loka-
ler oder kommunaler Ebene zahlreiche 
Angebote zur E-Partizipation festzu-
stellen (Albrecht et al. 2008, S. 69 ff.; 
Millard 2007, S. 70), deren Qualität 
allerdings (ähnlich wie bei den natio-
nalen Angeboten) stark schwankt. 

»Starke« Formen der E-Partizipation, 
wie Konsultationen zu Gesetzgebungs-
prozessen, sind ähnlich selten wie fest 
etablierte politische Onlinediskussio-
nen auf natio naler Ebene. Nach einer 
Befragung durch die Vereinten Natio-
nen bieten derzeit höchstens 14 % der 
Länder weltweit eines der abgefragten 
Onlinediskussionsformate (Weblogs, 
Foren und Chats) auf ihren nationalen

gern an demokratischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozessen. 
Solche partizipativen Verfahren, egal 
ob in herkömmlicher oder in elektro-
nischer Form, können unterschiedlich 
stark ausgeprägt sein. Sie sind umso 
stärker, je enger sie an institutionell 
und rechtlich abgesicherte politische 
Verfahren angebunden sind und je
direkter ihr Einfluss auf politische 
Entscheidungen ist. Um das Spektrum 
von Verfahren beispielhaft zu verdeut-
lichen, sei auf eine »normale« Unter-
schriftensammlung verwiesen, in der 
Bürger ihre Meinung zu einem politi-
schen Thema kundtun und an die Po-
litik vermitteln. Dies wäre zweifels-
ohne als Form politischer Bürgerbetei-
lung zu werten. Im Unterschied zu ei-
ner förmlich eingereichten Petition hat 
sie keinen institutionellen und verfah-
rensmäßigen Anknüpfungspunkt im
politischen System. Mit einer Petition
besitzt der Bürger allerdings noch keine
Möglichkeit, auf eine Entscheidung di-
rekt einzuwirken. Dagegen wirkt er z.B.
in allen Fällen direktdemokratischer 
Verfahren (z.B. Bürger-oder Volksbe-
gehren) unmittelbar an den Entschei-
dungen mit. Die im Rahmen dieses 
Schwerpunkts behandelten Beispie-
le der Digitalen Demokratie und der 
E-Partizipation verbleiben alle in ei-
nem eher traditionellen Verständnis 
einer repräsentativen Demokratie, 
ohne direktdemokratische Elemente 
zu integrieren.

Öffentlichkeit scheint zunächst eine 
selbstverständliche Eigenschaft von 
Anwendungen der Digitalen Demokra-

Die Gesamtheit der in der politischen 
Sphäre von Demokratien angesiedel-
ten und politische Zwecke verfolgen-
den Nutzungen des Internets wird 
verschiedentlich unter dem Terminus 
»Digitale Demokratie« zusammenge-
fasst (TAB 2008, S. 101 ff.). Dazu ge-
hören rein staatliche Internetangebote 
(wie z.B. die informierende Website ei-
nes Ministeriums), rein bürgerschaftli-
che (wie z.B. »Kampagnenwebsites« von 
Bürgerinitiativen und Nichtregierungs-
organisationen) oder gemischte (wie z.B. 
die privat initiierte Website »Direkt zur 
Kanzlerin« mit regelmäßig zugesicher-
ten Antworten des Bundespresseamtes 
auf Bürgerfragen). 

Eine andere Differenzierung der Di-
gitalen Demokratie kann entlang von 
Funktionsunterscheidungen erfolgen. 
Was wird mit der jeweiligen Anwen-
dung in erster Linie bezweckt? Drei 
Funktionen stehen dabei oft im Mittel-
punkt: Information, Konsultation und 
Partizipation. Informationen erschöp-
fen sich in einer einseitigen Interak-
tion, bei Konsultationen wird die Mög-
lichkeit eines »Feedbacks« eingeräumt 
und bei Partizipation eine aktive Ein-
flussnahme auf den politischen Prozess 
ermöglicht (OECD 2003, S. 30).

ZUM STAND DER 
BÜRGERPARTIZIPATION IN DER 
DIGITALEN DEMOKRATIE

Besonders anspruchsvoll erscheint 
das Ziel der Partizipation von Bür-

Anspruchsvolle, erfolgreiche und dauerhaft institutionalisierte Beispiele der 
»E-Demokratie« sind eher selten anzutreffen. Dies gilt in besonderem Maße für 
solche Anwendungen, die versuchen, die Idee der Bürgerpartizipation praktisch 
werden zu lassen. Drei erfolgreiche Beispiele der »E-Partizipation« – der Bürger-
Politiker-Dialog »abgeordnetenwatch.de«, E-Konsultationen in Kanada sowie elek-
tronische Petitionen in Schottland und Deutschland – werden im Schwerpunkt 
dieses TAB-Briefs vorgestellt. Wie sind sie in die »Digitale Demokratie« einzuord-
nen, was sind die Gemeinsamkeiten und Unterschiede und welche Schlüsse sind 
aus der vergleichenden Betrachtung zu ziehen? 
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08 Im politischen System Kanadas sind 
Konsultationsverfahren traditionell 
stark ausgebaut und etabliert. Ralf Lind-
ner geht in seinem Beitrag auf die flä-
chendeckende Einführung von E-Kon-
sultationen bei den kanadischen Minis-
terien ein und analysiert einerseits die 
jeweiligen Erfolgsbedingungen und an-
dererseits die Besonderheiten des ka-
nadischen politischen Systems im Ver-
gleich zum deutschen.

Einen Vergleich der parlamentarischen 
elektronischen Petitionssysteme Schott-
lands und Deutschlands nimmt schließ-
lich Ulrich Riehm vor. Beide Parlamen-
te standen bei der Etablierung von 
E-Petitionssystemen in einem engen 
Informationsaustausch. Das deutsche 
System hat wesentliche Komponenten 
des schottischen Vorbilds aufgegriffen. 
Trotzdem zeigt die Analyse erhebliche 
Unterschiede, die durch verschiedene 
Formen und unterschiedliche politi-
sche Traditionen der Institutionalisie-
rung erklärt werden können.

Gemeinsam ist den geschilderten E-Par-
tizipationsanwendungen eine starke 
Orientierung auf »Öffentlichkeit« (im 
Internet). Außerdem verbleiben sie in-
nerhalb eines repräsentativen demokra-
tischen Politikverständnisses, das heißt, 
direktdemokratische Entscheidungs-
prozesse werden nicht angestrebt.

Wo liegen aber die Unterschiede zwi-
schen dem Bürger-Politik-Dialog von 
»abgeordnetenwatch.de«, den E-Kon-
sultationen in Kanada und den schot-
tischen sowie deutschen E-Petitionen? 
Unterscheidet man drei wesentliche 
Akteure, die Bürger, intermediäre Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft und 
das politische System, dann nehmen 
diese je nach Anwendung unterschied-
liche Rollen ein (Tabelle). 

Die Initiator- und Betreiberrolle wird 
bei »abgeordnetenwatch.de« von einer 
intermediären Organisation der Zivil-
gesellschaft wahrgenommen – mit all 

in diesem Zusammenhang eine erste 
Onlinekonsultation auf Bundesebe-
ne mit direkter Anbindung an einen 
Gesetzgebungsprozess durchgeführt. 
Thema war das geplante »Bürger-
portalgesetz«, also der rechtliche Rah-
men für die E-Government-Lösung 
»De-Mail«, mit der bis 2010 eine
sichere und verbindliche Form der On-
linekommunikation geschaffen wer-
den soll.

GEMEINSAMKEITEN UND 
UNTERSCHIEDE

Die drei Beiträge dieses Schwerpunkts 
behandeln relativ erfolgreiche Beispie-
le der E-Partizipation. Stefan Albrecht 
und Mathias Trénel analysieren ein 
in der deutschen Öffentlichkeit stark 
wahrgenommenes Angebot einer Inter-
netplattform, auf der Bürger im Rah-
men eines Frage-Antwort-Dialogs in 
direkten Kontakt mit Parlamentariern 
treten: »abgeordnetenwatch.de«. Das 
Besondere des Angebots ist, dass die-
ser Bürger-Politiker-Dialog öffentlich 
vonstatten geht. Im Einzelnen werden 
die Verfahrensweisen und das Aus-
maß der Nutzung beschrieben sowie 
die Intentionen der Träger der Platt-
form dargestellt und vor dem Hinter-
grund der vorliegenden Erfahrungen 
diskutiert.

staatlichen Websites an (UNDESA 
2008, S. 64). 

Gute internetbasierte Informationsan-
gebote sollten allerdings keinesfalls ge-
ring geschätzt werden. Sie sind Vor-
aussetzung einer gehaltvollen bürger-
schaftlichen Deliberation politischer 
Themen. Dai/Norton (2007, S. 479 f.) 
charakterisieren entsprechend die par-
lamentarischen Informationsangebote 
im Internet als das neue »Gesicht« eines 
Parlaments; die eigentliche »Revolu-
tion« durch das Internet führen sie auf 
dessen transparenzfördernde Informa-
tionsfunktion zurück, von denen par-
tizipative Anwendungen erheblich pro-
fitieren können.

Generell wird aber im politischen Dis-
kurs die Hoffnung formuliert, dass 
weiter gehende internetgestützte An-
gebote zur persönlichen Teilhabe und 
aktiven Beteiligung an den politischen 
Entscheidungsprozessen ein wertvolles 
Mittel sein können, der zunehmenden 
Distanz der Bürgerinnen und Bürger 
zur Politik mit konkreten Maßnah-
men zu begegnen, so z.B. jüngst eine 
Stellungnahme des Bundesministe-
riums des Innern (BMI 2008). Zu-
gleich erhofft sich die Bundesregierung 
von solchen Verfahren eine Verbesse-
rung ihrer Entscheidungsgrundlagen. 
Im November/Dezember 2008 wurde 
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 MERKMALE DER E-PARTIZIPATIONSBEISPIELE

a b g e o r d n e t e n
w a t c h .d e

E - K o n s u lt a t io n e n  
K a n a d a

E -P e t it io n e n  
S c h o t t la n d /
D e u t s c h la n d

Initiator/Betreiber intermediäre 
Organisation

Politik Politik

Moderator intermediäre 
Organisation

Politik Politik

Themendefinition Bürger Politik Bürger

Diskursbeteiligung Bürger, Politik Bürger, Politik Bürger

institutionelle
Anbindung

nein ja ja

Quelle: eigene Zusammenstellung
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08lich hoch. Auch wenn Moderatoren des 
Diskussionsprozesses vorgesehen sind, 
um unangemessenes Verhalten zu sank-
tionieren, intervenieren diese insgesamt 
relativ selten. Und die oft geäußerte 
Befürchtung, dass offene Diskussions- 
und Partizipationsformen im Internet 
durch Lobbygruppen missbraucht wür-
den, ist – wenn überhaupt – die Aus-
nahme, nicht die Regel.

Die Quantität der Beteiligung durch 
Bürger kann ebenfalls ausgesprochen 
positiv bewertet werden. Die elektro-
nischen Diskussions- und Beteiligungs-
formen werden aktiv genutzt und dies 
nicht nur bedingt durch die Neugier-
de kurz nach der Etablierung eines ent-
sprechenden Verfahrens, sondern auch 
über längere Zeiträume hinweg.

Allerdings ist die soziale Zusammen-
setzung der beteiligten Bürger, soweit 
Informationen darüber vorliegen, ins-
gesamt relativ einseitig: Es dominieren
gut gebildete, politisch interessierte 
und aktive, meist männliche, im Falle 
der Petitionen eher ältere, bei »abge-
ordnetenwatch.de« auch jüngere Bevöl-
kerungsgruppen. Diese Einschätzung 
korrespondiert mit den Ergebnissen 
vieler Studien zur politischen Partizi-
pation generell sowie zur Beteiligung 
an der politischen Netzöffentlichkeit: 
Auch Letztere wird vor allem von ei-
ner Informationselite und weniger vom 
vielzitierten »einfachen Bürger« prak-
tiziert (Hindman 2008). 

Immer wieder lässt sich feststellen, 
dass der durch die elektronischen 
Medien ermöglichte erweiterte Bür-
gerinput seitens des politischen Sys-
tems auf Verarbeitungsengpässe stößt, 
vor allem wenn dort zu Beginn eines 
Verfahrens keine ausreichenden Vor-
kehrungen getroffen werden, um die 
Verarbeitungsroutinen zu klären und 
die nötigen Ressourcen dafür bereitzu-
stellen. Dies ist besonders offensicht-
lich bei den Internetforen zur Diskus-
sion von elektronischen öffentlichen 

engeren Sinn statt, aber die jeweiligen 
Stellungnahmen von Fachleuten, Or-
ganisationen und Bürgern zum vorge-
gebenen Beratungsgegenstand werden 
i.d.R. vonseiten der Politik zusammen-
gefasst und die (vorläufigen) Schlussfol-
gerungen der Politik mitgeteilt.

Ein wichtiges Kriterium für die Unter-
scheidung in mehr oder weniger starke 
Formen der Partizipation ist, ob sich 
die Beteiligung auf ein institutionali-
siertes Verfahren stützen kann oder ob 
sie losgelöst von solchen Verfahren exis-
tiert und ad hoc und eher unsystema-
tisch durchgeführt wird. Auch diesbe-
züglich gibt es erhebliche Unterschiede 
zwischen den drei betrachteten Beispie-
len: »abgeordnetenwatch.de« hat kei-
nen Anknüpfungspunkt an ein institu-
tionalisiertes Verfahren, durch den der 
Bürger-Politiker-Dialog in den politi-
schen Prozess eingespeist werden könn-
te. Die schwer feststellbare, aber sicher 
vorhandene Wirkung von »abgeordne-
tenwatch.de« im politischen Raum ba-
siert in erster Linie auf der öffentlichen 
Wahrnehmung des Antwortverhaltens 
und der Antworten der Abgeordneten. 
Bei den kanadischen Konsultationsver-
fahren sehen die Regeln guter Konsul-
tationspraxis sowohl zu Beginn eines 
Verfahrens eine transparente Defini tion 
der damit verfolgten Ziele als auch im 
Verfahren Verarbeitungs- und Rück-
meldeprozeduren durch die Politik vor. 
Bei den E-Petitionen in Schottland und 
Deutschland gelten Verfahrensgarantien 
in Bezug auf Entgegennahme, Bearbei-
tung und Bescheidung von Petitionen, 
wie sie auch bei herkömmlichen Peti-
tionen gegeben sind.

ÜBERGREIFENDE ASPEKTE DER
BETRACHTETEN E-PARTIZI-
PATIONSANWENDUNGEN 

Die Qualität der Kommunikation und 
Diskussion erscheint bei allen drei
E-Partizipationsanwendungen erstaun-

den Problemen der Finanzierung und 
Herstellung von Professionalität und 
Kontinuität, die diese Betreiberform 
typischerweise aufweist – E-Konsulta-
tionen und E-Petitionen dagegen wer-
den von staatlichen Institutionen ini-
tiiert und betrieben.

Analoges gilt für die Moderatorenrol-
le. Darunter wird hier sowohl die De-
finition der Spielregeln eines kommu-
nikativen und partizipativen Prozesses 
verstanden als auch dessen Betreuung 
und Überwachung. Diese Rolle nehmen 
allerdings auch bei staatlich initiierten 
Beteiligungsverfahren häufig interme-
diäre Organisationen wahr, z.B. bei 
sogenannten Bürgerhaushalten (Rütt-
gers 2008).

Was die inhaltliche Seite des jeweili-
gen kommunikativen Prozesses angeht, 
unterscheiden sich »abgeordneten-
watch.de« und die E-Petitionssyste-
me grundsätzlich von den E-Konsul-
tationen. Bei letzteren geben die staat-
lichen Akteure die Themen der Bera-
tung vor, oft auch mit umfangreichen 
Ausarbeitungen zur Einführung in den 
Beratungsgegenstand und die zu be-
handelnden Fragestellungen. Bei den 
beiden anderen Anwendungen dage-
gen sind die Bürger diejenigen, die die 
Themen bestimmen. Natürlich gibt es 
einen allgemeinen Rahmen von Zu-
ständigkeiten eines Parlaments, der bei 
Petitionen oder Fragen an Parlamenta-
rier beachtet werden muss. Dieser ist 
aber, gerade auch bei nationalen Par-
lamenten, sehr weit gesteckt.

Typische Unterschiede gibt es auch in 
der direkten Beteiligung an den Kom-
munikations- und Diskussionsprozes-
sen. Während bei »abgeordnetenwatch.
de« ein echter Bürger-Politiker-Dialog 
– wenn auch kein umfassenderer Dis-
kussionsprozess – stattfindet, diskutie-
ren innerhalb der Forumskomponente 
der Petitionssysteme nur die Bürger un-
ter sich. Bei den Konsultationen in Ka-
nada findet zwar keine Diskussion im 
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Petitionen in Schottland und Deutsch-
land. Zwar wird in Schottland, im Un-
terschied zu Deutschland, immerhin 
noch eine synoptische Auswertung der 
Diskussionsforen vorgenommen und 
der Politik zur Verfügung gestellt. In 
beiden Ländern ist indes die systema-
tische und regelmäßige Berücksichti-
gung der Forumsdiskussionen im Prü-
fungs- und Bearbeitungsprozess von 
Petitionen nicht gewährleistet.

Trotz der genannten Verbesserungs-
möglichkeiten und Probleme zeigen 
die drei Beispiele, dass partizipative 
Formen der Digitalen Demokratie bei 
staatlichen wie bei zivilgesellschaftli-
chen Akteuren mehr als bloß eine Vi-
sion sind. Sie werden mittlerweile so-
wohl von engagierten Bürgern als auch 
von politischen Institutionen aktiv und 
kontinuierlich vorangetrieben. Die Bei-
spiele verdeutlichen zugleich, dass eine 
transparente und verfahrensmäßig ge-
naue Bestimmung der Funktionen von 
E-Partizipationsangeboten sowie die 
Bereitstellung ausreichender Ressour-
cen von entscheidender Bedeutung für 
den Erfolg solcher Angebote sind. Statt 
des suggestiven, lange weitverbreite-
ten Bildes einer elektronischen Ago-
ra – einer athenischen Demokratie im 
Netz –, rückt mit diesen und anderen 
E-Partizipationsanwendungen etwas 
weniger Spektakuläres, gleichwohl 
Faszinierendes ins Blickfeld: die gra-
duelle Veränderung der Politik in mo-
dernen Demokratien durch die Nut-
zung der vielfältigen Möglichkeiten des 
Internets.
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